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1. Bericht des 
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Mit der Drucksache Nr. 1812 hat die Bundes- 
regierung einen Gesetzentwurf vorgelegt, dem für 
die Neuordnung des landwirtschaftlichen Pacht- 
wesens auf lange Sicht eine ganz besondere Be- 
deutung beizumessen ist. Allein schon die Tat- 
sache, daß im Bundesgebiet etwa 18 ®/o der land- 
wirtschaftlichen Nutzfläche = rund 2,5 Millionen ha 
als Pachtland vorhanden sind und rund 53 ®/o aller 
Betriebe unter Einschluß der Zupachtungen als 
Pachtbetriebe anzusehen sind, läßt die große Be- 
deutung dieser Frage erkennen. 

Bislang war für die Regelung des Pachtwesens 
die Verordnung zur Vereinheitlichung des Pacht- 
notrechtes (Reichspachtschutzordnung) vom 30. Juli 
1940 maßgebend. Diese seinerzeit im Kriege unter 
ganz anderen Voraussetzungen entstandene Verord- 
nung bedurfte dringend einer Korrektur, wenn eine 
Belebung des erstarrten Pachtmarktes erreicht 
werden sollte. Solange nicht wieder Treu und 
Glauben die Grundlagen eines Vertrages werden, 
so lange ist eine Belebung nicht zu erwarten. 

Gleichberechtigung zwischen Pächter und Ver- 
pächter ist notwendige Voraussetzung. Pachtschutz 
und Vertragstreue sind daher zwei Begriffe, die 
notwendig in Einklang gebracht werden müssen. 
Nur ein auf Produktions- und Sozialgrundsatz auf- 
gebautes Pachtrecht kann diesen Forderungen ge- 
recht werden. Ziel des Gesetzes soll sein, die Land- 
wirtschaft zu einer weitgehenden Bereitschaft zur 
Verpachtung anzuregen, um der großen Zahl von 
Vertriebenen, nachgeborenen Bauernsöhnen, Heuer- 
leuten und Landarbeitern zu einer neuen Existenz 
zu verhelfen. Dabei darf der Grundsatz des Privat- 
eigentums nicht außer acht gelassen werden. Auch 


muß Vorsorge getroffen werden, daß die Produk- 
tion gesichert bleibt, andererseits aber die sozialen 
Gesichtspunkte Berücksichtigung finden. Nicht 
durch einengende Bestimmungen, sondern durch 
weitestgehende Auflockerung wird man diesen 
Forderungen gerecht werden. Das waren die Ge- 
sichtspunkte, die sowohl den Unterausschuß als 
auch den Ernährungsausschuß und den Ausschuß 
für Bodenrecht bei der Beratung des Gesetz- 
entwurfs haben leiten lassen. 

Die wesentlichen Grundsätze des Gesetzes sind: 

1. Ersatz des bisherigen Genehmigungsverfahrens 
durch ein Anzeigeverfahren, 

2. die Auflockerung des Pachtschutzes und dessen 
Ablösung durch die Langfristigkeit der Pacht- 
verträge, 

3. die Aufhebung des Preisstops für den Pacht- 
zins, 

4. die Überführung der Verträge alten Rechtes 
auf den neuen Rechtszustand, 

5. eine Rahmenregelung für Heuerlingsverträge. 

Im einzelnen ist dazu folgendes zu bemerken: 

Als Landpachtverträge gelten alle Verträge, 

durch die Grundstücke zur landwirtschaftlichen 
Nutzung gegen Entgelt verpachtet werden, auch 
soweit sich die Verträge auf Wohn- oder Wirtschafts- 
räume erstrecken, die der Bewirtschaftung des ver- 
pachteten Grundstücks dienen. Dazu zählen eben- 
falls vertraglich begründete Weideberechtigungen 
und Pachtverträge über Weiderechte, wie sie z. B. 
in Süddeutschland häufiger Vorkommen. Dagegen 
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fallen die sogenannten „Pensionsweiden“ der Fett- 
gräser in Nordwestdeutschland nicht darunter. Den 
Ländern ist es überlassen, den Vorschriften dieses 
Gesetzes entsprechend Bestimmungen für Fischerei- 
Pachtverträge und für Verträge über die Pacht von 
FLschereirechten zu treffen. Wesentlich ist, daß 
auch die Heuerlingsverträge und ähnliche Verträge, 
bei denen eine Landverpachtung im Zusammen- 
hang mit einem Arbeitsverhälinis besteht, hierunter 
fallen. 

Es ist der Wunsch des Gesetzgebers, den Anreiz 
für den Abschluß von möglichst vielen langfristigen 
Verträgen zu geben, gleichzeitig aber dabei den 
Verpächtern weitestgehende Sicherheit zu geben 
und eine zwangsweise Verlängerung bei lang- 
fristigen Verträgen auszuschließen. 

Bei den Ausschußberatungen gingen die Meinun- 
gen über die Langfristigkeit sehr auseinander. 
Während ein Teil der Mitglieder die Auffassung 
vertrat, daß im Bundesgebiet bei bäuerlichen Be- 
trieben eine Pachtdauer von 18 Jahren und bei 
Parzellenpachten von 9 Jahren meistens nicht 
üblich sei, entschied sich jedoch die Mehrheit bei 
langfristigen Verträgen für die im Gesetz fest- 
gelegte Zeitdauer. Den Ländern ist es jedoch über- 
lassen, eine kürzere als die in Abs. 1 bestimmte 
Pachtdauer für langfristige Landpachtverträge zu 
bestimmen. 

Bezüglich des § 2 Abs. 1 Buchstabe c wird aus- 
drücklich zu Protokoll gegeben, daß die Formu- 
lierung „in landwirtschaftliche Kultur bringt“ be- 
sagen soll, daß hier neues Kulturland geschaffen 
wird. 

Anzeigeverfahren 

Mit Mehrheit vertrat der Ausschuß die Auf- 
fassung, daß das Anzeigeverfahren dem Ge- 
nehmigungsverfahren vorzuziehen sei. Auf Grund 
der Anzeige kann die zuständige Landwirtschafts- 
behörde den vorgelegten Vertrag prüfen ünd ge- 
gebenenfalls beanstanden, wenn die im Gesetz vor- 
gesehenen Beanstandungstatbestände (§ 5) erfüllt 
sind. Ohne Frage stellt die Anzeige eine wesent- 
liche Vereinfachung dar, sie hat sogar den 
Vorteil, daß die Pachtverträge von Anfang an zivil- 
rechtlich wirksam sind und nicht mehr der Geneh- 
migung bedürfen. Der Staat hat sich lediglich 
darauf zu beschränken, agrarpolitisch und agrar- 
wirtschaftlich abzulehnende Verträge eventuell zur 
Auflösung zu bringen. Besonderer Wert wurde 
darauf gelegt, daß die Pachtverträge rechtzeitig 
vor Antritt der Pacht — 6 Monate bei landwirt- 
schaftlichen Betrieben und 4 Monate bei Parzellen- 
verpachtungen — anzuzeigen sind. 

Von der AnzeigepfÜcht ausgenommen sind: 

a) Landpachtverträge, an denen der Bund oder 
ein Land als Vertragsteil beteiligt sind und 
wenn die Verträge von einer obersten Behörde 
des Bundes oder eines Landes abgeschlossen 
werden, 


b) Landpachtverträge, die im Rahmen eines be- 
hördlich geleiteten Verfahrens abgeschlossen 
werden, 

c) Landpachtverträge zwischen Ehegatten oder 
Personen, die in gerader Linie verwandt oder 
verschwägert sind. 

Ebenfalls brauchen Heuerlingsverträge und ähn- 
liche Verträge, bei denen eine Landverpachtung im 
Zusammenhang mit einem Arbeitsverhältnis steht, 
nicht angezeigt zu werden, es sei denn, daß die 
Länder etwas anderes bestimmen (§ 4 Abs. 2). 

Die Länder können Landpachtverträge über 
Grundstücke bis zu 2 ha von der Anzeigepflicht aus- 
nehmen, wenn die Fläche, die der Verpächter ins- 
gesamt verpachtet, eine bestimmte Größe nicht 
übersteigt. Dort, wo eine Anzeigepflicht vorge- 
schrieben ist, ist jeweils der Verpächter anzeige- 
pflichtig. 

Beanstandungen 

Unter gewissen. Voraussetzungen kann die zu- 
ständige Behörde einen Landpachtvertrag bean- 
standen (§ 5). Dies trifft z. B. zu, wenn 

a) die ordnungsgemäße Bewirtschaftung ge- 
fährdet erscheint; 

b) die vertraglichen Leistungen des Pächters nicht 
in einem angemessenen Verhältnis zu dem Er- 
trage stehen, der bei ordnungsgemäßer Be- 
wirtschaftung nachhaltig erzielt werden kann; 

c) eine ungesunde Verteilung der Bodennutzung 
vorliegt. Dabei wird ausdrücklich zu Protokoll 
gegeben, daß der Ausschuß der Auffassung 
ist, daß spekulative Verpachtungen an kapital- 
starke Einzelpersonen verhindert werden 
sollen; 

d) die Verpachtung eine volkswirtschaftlich oder 
betriebswirtschaftlich schädliche Aufteilung 
eines Betriebes oder Grundstückes zur Folge 
hat. Hierdurch soll verhindert werden, daß 
Betriebe zerschlagen und damit landwirtschaft- 
liche Existenzmöglichkeiten vernichtet werden. 

Das schließt jedoch nicht aus, daß in Einzelfällen 
eine Genehmigung erteilt werden kann, wenn durch 
Zupachtung von sogenannten Anliegerpachtungen 
nicht lebensfähige Betriebe auf eine gesunde 
Existenzgrundlage gebracht werden. 

Pachtpreise 

Die Vorschriften über die Preisbildung finden auf 
Landpachtverträge keine Anwendung (§ 6). Die 
Verträge bedürfen auch keiner behördlichen Ge- 
nehmigung, Von großer Bedeutung ist die Zu- 
lassung der Naturalpacht, soweit die im Vertrag 
bestimmte Menge landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
aus dem verpachteten Grundstück gewonnen wird. 
In der Regel wird sich die Naturalpacht bei Be- 
trieben auf mehrere für den Betrieb typische Pro- 
dukte erstrecken. Diese Regelung wird sich sowohl 
für den Verpächter als auch für den Pächter 
günstig auswirken. 
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Änderung von Landpachtverträgen 

Grundsätzlich soll ein abgeschlossener Pachtver- 
trag nicht vor Ablauf des zweiten auf den Antritt 
der Pacht folgenden Pachtjahres geändert werden 
können (§ 7). Nur wenn verwüstende Naturereig- 
nisse, gegen die ein Versicherungsschutz nicit 
üblich ist, die maßgebenden Verhältnisse grund- 
legend und naclihaltig verändern, kann vor Ablauf 
dieser Frist ein Änderungsantrag gestellt werden. 
Später ist eine Änderung zulässig, wenn durch 
irgendwelche Verhältnisse die ganze Ver- 
tragsdauer nachhaltig ungünstig beeinflußt 
wird. 


Verlängerung von Landpachtverträgen 

Uber diesen Paragraphen (§ 8) hat es lange Aus- 
einandersetzungen gegeben. Von einem Teil der 
Ausschußmitglieder wurde geltend gemacht, daß 
gerade die in den letzten Jahren vielfach geübte 
Praxis, abgelaufene Verträge jeweils um mehrere 
Jahre zu verlängern, eine große Rechtsunsicherheit 
herbeigeführt und viele Verpächter davon ab- 
gehalten habe, überhaupt zu verpachten. Anderer- 
seits wurde der Standpunkt vertreten, daß in be- 
sonderen Härtefällen eine Pachtverlängerung vor- 
gesehen werden müsse. Grundsätzlich können lang- 
fristige Verträge nicht verlängert werden. Wenn 
also in Zukunft der Verpächter seine Verträge 
langfristig abschließt und sie anzeigt, kann er nadi 
Ablauf der Pacht wieder vollkommen frei über 
seinen Besitz verfügen. Langfristig abgeschlossene 
Verträge liegen aber auch im Interesse der Pachter. 
Von vornherein weiß dann der Pächter, wie er 
seine Dispositionen treffen kann. Damit ist ihm 
mehr gedient als mit bestimmten vom Gericht be- 
schlossenen Verlängerungen. Die Verlängerungs- 
möglichkeit ist also nur gegeben bei kurzfristigen 
und bei nicht angezeigten Verträgen. Aber auch 
hier gibt es Beschränkungen. So kann z. B. nicht 
verlängert werden, wenn es sich bei der Verpach- 
tung um eine Unterbrechung der bisherigen per- 
sönlichen Bewirtschaftung durch den Verpächter 
handelt. Bei Dauerpachtland ist eine solche Voraus- 
setzung naturgemäß nicht gegeben. 

Der Tatbestand einer vorübergehenden Ver- 
pachtung ist z. B. dann gegeben, wenn der Inhaber 
gestorben oder krank ist und der Erbe oder Rechts- 
nachfolger noch nicht alt genug ist, die Bewirt- 
schaftung zu übernehmen. Wird in solchen Fällen 
eine Pacht von etwa 9 bzw. 12 Jahren festgelegt, so 
kann nach Ablauf der Zeit der Pachtvertrag vom 
Gericht nicht verlängert werden. Der Tatbestand 
der vorübergehenden Pacht ist auch dann gegeben 
wenn nach der ursprünglich vorgesehenen Pacht- 
zeit der Vertag mit demselben Pächter oder 
seinem Rechtsnachfolger fortgesetzt wird. In der 
Regel wird der Verpächter, wenn der Grund für 
die vorübergehende Verpachtung fortgefallen ist, 
den Betrieb wieder in persönliche Bewirtschaftung 
übernehmen. Er kann aber auch den Betrieb an 
einen dritten Pächter verpachten. Dann liegt aber 


keine vorübergehende Verpaditung mehr vor, son- 
dern dann greifen die Vorschriften über die Lang- 
fristigkeit Platz. 

Bei nicht angezeigten oder kurzfristigen Ver- 
trägen kann das Gericht den Vertrag nur ver- 
längern, wenn die Verlängerung dringend ge- 
boten ist (§ 8 Abs. 1). Der Ausschuß entschied sich 
für das V7ort „dringend“, um den Grundsatz der 
Vertragstreue zu unterstreichen und dem Richter 
eine klare Anweisung zu geben. Sonst bleibt es 
unklar, ob eine wirkliche Lockerung eintreten soll 
oder wie bisher die Verträge immer wieder ver- 
längert werden sollen. 

Angleichung der alten Pachtverträge an die neue 
Rechtslage 

Der Ausschuß war der Auffassung, daß nach 
einer angemessenen Übergangszeit für alle Ver- 
träge gleiches Recht gelten sollte. Infolgedessen 
wurde festgelegt, daß alle Verträge, die vor dem 
21. Juni 1948 abgeschlossen worden sind, dann als 
langfristig behandelt werden sollen, wenn sie die 
für die Langfristigkeit vorgesehene Pachtdauer 
(18 bzw. 9 Jahre) erreicht haben, so daß sie dann 
nicht mehr verlängert werden können (§ 13). Das 
Gericht kann aber derartige Verträge, wenn sie bis 
Ende des Jahres 1954 vom Verpäditer gekündigt 
werden oder fristgemäß im Jahre 1955 ablaufen, 
auf Antrag des Pächters, der spätestens bis Ende 
1954 gestellt sein muß, noch verlängern. Laufen sie 
am 1. Januar 1955 noch ungekündigt weiter oder 
ist bis dahin kein Verlängerungsantrag gestellt, so 
können sie, falls die Pacht bereits 18 bzw. 9 Jahre 
läuft, nicht mehr zwangsweise verlängert werden. 
Eine Voraussetzung ist dabei allerdings zu be- 
achten: Diese alten Verträge müssen entweder nach 
den bisher geltenden Vorschriften genehmigt oder, 
falls die erforderliche Genehmigung nicht eingeholl 
worden ist, bis zum 31. Dezember 1953 nachträglich 
angezeigt werden (§ 16 Abs. 3). 

Die auf unbestimmte Zeit laufenden Verträge, 

die das Gros der alten Verträge darstellen, sollen 
möglichst wieder zu Verträgen mit bestimmter 
Pachtdauer werden. Auf Antrag des Pächters kann 
bei diesen das Gericht die Pachtdauer auf be- 
stimmte Zeit festsetzen (§ 14). Dabei sind die Inter- 
essen beider Vertragsteile gegeneinander abzu- 
wägen. Einen solchen Antrag kann man nur bis 
zum Ende des im Jahre 1954 endenden Pachtjahres 
stellen. Wird bis dahin kein Antrag gestellt oder 
kündigt der Verpächter nicht, so verlängert sich der 
Vertrag kraft Gesetz bis zum Ende des im Jahre 
1957 endenden Pachtjahres. Zu diesem Termin 
kann er dann erstmalig und nur mit einjähriger 
Frist gekündigt werden. 

Heuerlingsverträge. 

Die Heuerlingsverträge spielen vornehmlich in 
Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen eine 
größere Rolle. Dort sind sie etwa vor 200 Jahren 
entstanden, als der Getreidebau eine größere Aus- 
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dehnung erfuhr. Dadurch entstanden Arbeits- 
spitzen. Da das Geld für die Entlohnung knapp 
war, wählte man das Heuerlingssystem, durch das 
eine Verbindung zwischen Landpacht und Arbeits- 
verhältnis hergestellt wurde. Seitdem ist das 
Heuerlingswesen zu einem festen Bestandteil der 
nordwestdeutschen Arbeitsverfassung geworden. 
Es hat sich durchweg gut bewährt und stellt ein 
auf Vertrauen beruhendes Verhältnis zwischen dem 
Bauern und dem Heuermann dar. 

Eine große Zahl von Siedlern hat in der Ver- 
gangenheit erst über eine Heuerlingsstelle sich die 
Kenntnisse und das Inventar versdiaffen können. 
So sind z. B. von 1136 im Emsland erstellten 
Siedlerstellen 44 ®/o aus Heuerleuten hervorgegan- 
gen. Noch heute gibt es allein im Emsland rund 
2000 Heuerlingsverträge. Bereits in der Reichs- 
pach tschutzordnung wurde das Heuerlingswesen 
vom Reich geregelt. 

Nach Anhörung mehrerer Sachverständiger be- 
schloß der Ausschuß mit Mehrheit, dieses Heuer- 
lingssystem beizubehalten. Ausdrücklich wurde 
beschlossen, daß den Ländern nicht die Möglichkeit 
gegeben werden sollte, Heuerlingsverträge in 
Pachtverträge oder Arbeitsverträge abzuändem. 


Auch sollen die Länder nicht das Recht erhalten, 
neue Heuerlingsverträge zu verbieten. Sie sind 
vielmehr nur ermächtigt worden, zu bestimmen, in 
welcher Form die Verträge abzuschließen und was 
in ihnen geregelt sein muß (§ 18 Abs. 2). Sie können 
auch Heuerlingsverträge für anzeigepflichtig er- 
klären. Die Streichung der Worte „unter Wahrung 
des Zusamenhanges zwischen Arbeits- und Pacht- 
verhältnis“ erfolgte, weil bereits in § 1 klar der 
Begriff Heuerlingsverträge Umrissen worden ist. 
Heuerlingsverträge sind grundsätzlich Verträge, bei 
denen eine Landverpachtung im Zusammenhang 
mit einem Arbeitsverhältnis besteht. 

Abschließend sei bemerkt, daß nach einer ge- 
wissen Anlaufzeit ohne Frage dieses Gesetz dazu 
beitragen wird, wieder eine Rechtssicherheit auf 
dem Gebiete des Pachtmarktes herbeizuführen. 
Treu und Glauben und leben und leben lassen sind 
die Leitsätze des Gesetzes. Möge es dazu beitragen, 
die Erstarrung des Pachtmarktes zu beseitigen und 
eine große Zahl neuer Existenzen zu schaffen. 

Bonn, den 24. März 1952 

Dannemann 

Berichterstatter 


2. Antrag des Aussdiusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Gesetzentwurf mit den aus der nachstehenden Zusammen- 
stellung ersichtlidben Änderungen zuzustimmen. 


Bonn, den 24. März 1952 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Dr. Müller (Bonn) Dannemann 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes 

über das landwirtschaftliche Pachtwesen (Landpacht gesetz) 

- Nr. 1812 der Drucksachen - 

mit den 

Beschlüssen des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (19. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eii^es Gesetzt 

das landwiitsdiafUiclie Pacfat^eseii 
^iandp^lgesetz) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz ht- 
sdilössen: 

Abschnitt T 

§ 1 

Landpaditverträge 

(1) Den Vorschriften dieses Gesetzes unter- 
liegen Landpachtverträge. 

(2) Landpaditverträge sind Verträge, durch 
die Grundstücke zur landwirtsdiaftlidien 
Nutzung gegen Entgelt verpachtet werden. 


(3) Landwirtschaftliche Nutzung im Sinne 
dieses Gesetzes ist die mit der Bodenbewirt- 
sdiaftung verbundene Bodennutzung zum 
Zwecke der Gewinnung pflanzlicher Erzeug- 
nisse und zum Zwecke der Tierhaltung, ins- 
besondere der Ackerbau, die 
Wiesen- und Weidewirtschaft, 
der Erwerbsgartenbau, der Er- 
werbsobstbau und der Weinbau. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 

Ober das landwittsdi^ftlidic Pachtwesen 
(Landpadi^csetz) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Abschnitt I 

S 1 

Landpachtverträge 

(1) unverändert 

(2) Landpachtverträge sind Verträge, durch 
die Grundstücke zur landwirtschaftlichen 
Nutzung gegen Entgelt verpachtet werden, 

auch soweit sich die Verträge zugleich auf 
Wohn- oder Wirtsdiaftsräume, die der Be- 
wirtsdiaftung des verpachteten Grund- 
stüdees dienen, oder auf forstwirtschaftliche 
Grundstücke erstrecken. 

(3) Landwirtschaftliche Nutzung im Sinne 
dieses Gesetzes ist die mit der Bodenbewirt- 
schaftung verbundene Bodennutzung zum 
Zwecke der Gewinnung pflanzlicher Erzeug- 
nisse und zum Zwecke der Tierhaltung. 
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Entwurf 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


(4) Die Vorschriften dieses Gesetzes finden 
Anwendung auch auf Landpachtver- 
träge, die sich zugleich auf 
forstwirtschaftliche Grund- 
stücke oder auf Wolin- oder 
W i r t s c h a f t s r ä u m e , die der Be- 
wirtschaftung des verpachte- 
ten Grundstücks dienen, er- 
strecken, ferner auf Heuerlings- 
verträge und ähnliche Verträge, die eine Land- 
verpachtung im Zusammenhang mit einem Ar- 
beitsverhältnis betreffen; ausgenommen i s t 
die Überlassung eines Grundstücks als De- 
putat- oder Dienstland. 

§ 2 

Langfristige Landpacht Verhältnisse 

(1) Ein langfristiges Landpachtver- 
hältnis liegt vor, wenn die Pacht dauer 

a) bei der Pacht von landwirtschaftlichen Be- 
trieben, 

b) bei der Ziipadming von Grui^stücken, 
durdi die ein landwiitsdiaftlidier Bemeb 
entsteht» 

c) ^ der Pacht von Grundstücken, die der 
Pächter erst in landwirtschaltlidbe Kul- 
tur gebracht hat, 

mindestens 18 Jahre, 

d) bei anderen Fallen der Pacht von Einzel- 
grundstücken 

mindestens 9 Jahre erreicht. 

(2) Die Länder können eine kürzere als die 
ln Absatz 1 bestimmte Pachtdauer für lang- 
fristige Landpacht Verhältnisse be- 
stimmen. 


§ 3 


Anzeige von Landpachtverträgen 


Der Verpächter ist verpflichtet, einen 
von ihm abgeschlossenen Land- 
pachtvertrag binnen drei Monaten 
nach dem Abschluß der zuständigen 
Behörde anzuzeigen. Das selbe gilt für 
Änderungen der Bestimmungen eines 
Landpacht vertrages über den Pacht- 
gegenstand, die Pachtdauer und die Leistungen 
der Vertragsteile. 


(4) Die Vorschriften dieses Gesetzes finden 

Anwendung auch auf 

a) vertraglich begründete Weideberechtigun- 
gen und Pachtverträge über Weide- 
rechte, 

b) Heuerlingsverträge und ähnliche Ver- 
träge, die eine Landverpachtung im Zu- 
sammenhang mit einem Arbeitsverhältnis 
betreffen, ausgenommen die Überlassung 
eines Grundstücks als Deputat- oder 
Dienstland. 


Langfristige Landpachtverträge 

(1) Ein langfristiger Landpachtvertrag 
liegt vor, wenn die Vertragsdauer 

a) unverändert 

b) unvenindert 


c) bei der' Pacht von Grundstücken, die der 
Pächter in landwirtschaftliche Kultur 
bringt, 

auf mindestens 18 Jahre, 

d) bei anderen Fällen der Pacht von Einzcl- 
grundstücken 

auf mindestens 9 Jahre vereinbart ist. 

(2) Die Länder können eine kürzere als die 
ln Absatz 1 bestimmte Pachtdauer für lang- 
fristige Landpachtverträge, insbesondere für 
die Fälle des § 1 Abs. 4 Buchst, a und des 
§ 18 Abs. 1, bestimmen. 

§ 3 

Anzeige von Landpachtverträgen 

(1) Der Verpächter ist verpflichtet, den 
Abschluß eines Landpachtvertrages der Land- 
wirtschaftsbehörde anzuzeigen. Das gleiche 
gilt für vereinbarte Änderungen der in einem 
solchen Vertrag enthaltenen Bestimmungen 
über den Pachtgegenstand, die Pachtdauer 
und die Pachtleistungen, sofern die Änderung 
nicht im Wege des Vergleichs vor einem Ge- 
richt oder vor einer berufsständischen Pacht- 
schlichtungsstelle getroffen worden ist. 

(2) Der Abschluß eines Landpachtvertrages 
ist bei Betrieben spätestens 6 Monate, im 
übrigen 4 Monate vor Antritt der Pacht, die 


6 



Entwurf 


§ 4 


Ausnahmen ' von der Anzeigepflidit 


(1) Landpachtverträge, an denen der Bund 
oder ein Land als Vertragsteil beteiligt ist, 
unterliegen nicht der Anzeigepflidit. 


(2) Heuerlingsverträge und ähnliche Ver- 
träge, die eine Landverpachtung im Zu- 
sammenhang mit einem Arbeitsverhältnis be- 
treffen, brauchen nicht angezeigt zu werden. 


(3) Die Länder können Landpachtverträge 
über Grundstücke bis zur Größe von zwei 
Hektar von der Anzeigepflicht ausnehmen. 


(4) Landpachtverträge derinAbsatzl 
bis3 genannten Art stehen von ihrem 
Absdiluß an angezeigten Verträgen gleich. 


§ 5 


Beanstandung von Landpachtverträgen 


(1) Die zuständige Behörde kann 
einen anzeigepflichtigen Landpacht vertrag 
oder die Änderung eines solchen Vertrages 
binnen sechs Wochen nach Eingang der An- 
zeige beanstanden. Die Beanstandung ist nur 
zulässig, wenn 


a) durch die Verpachtung die ordnungsmäßige 
Bewirtschaftung eines Grundstückes gefähr- 
det erscheint, 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

Vertragsänderung binnen eines Monats nach 
Ihrer Vereinbarung anzuzeigen. Eine spätere 
Anzeige ist als fristgemäß zu behandeln, 
wenn der Verpächter die Verspätung nicht 
zu vertreten hat. 


S4 


Ausnahmen von der Anzeigepflicht 

(1) Der Anzeigepflicht unterliegen nicht 

a) Landpachtverträge, in denen der Bund 
oder ein Land als Vertragsteil beteiligt ist 
und die von einer obersten Behörde des 
Bundes oder eines Landes abgeschlossen 
sind, 

b) Landpachtverträge, die Im Rahmen eines 
behördlich geleiteten Verfahrens abge- 
schlossen werden, 

c) Landpachtverträge zwischen Ehegatten 
oder Personen, die in gerader Linie ver- 
wandt oder verschwägert oder in der 
Seitenlinie im zweiten Grade verwandt 
sind. 

(2) Heuerlingsverträge und ähnliche Ver- 
träge, die eine Landverpachtung im Zusam- 
menhang mit einem Arbeitsverhältnis be- 
treffen, brauchen nicht angezeigt zu werden, 
es sei denn, daß die Lancier etwas anderes 
bestimmen. 

(3) Die Länder können Landpachtverträge 
über Grundstücke bis zur Größe von zwei 
Hektar von der Anzeigepflicht ausnehmen, 

wenn die Fläche, die der Verpächter insge- 
samt verpachtet, eine bestimmte Größe nicht 
übersteigt. 

(4) Nicht anzeigepflichtige Landpachtver- 
träge stehen von ihrem Abschluß an ange- 
zeigten Verträgen gleich. 


S 5 

Beanstandung von Landpachtverträgen 

(1) Die Landwirtschaftsbehörde kann einen 
anzeigepflichtigen Landpachtvertrag oder die 
Änderung eines solchen Vertrages binnen 
vier Wochen nach Eingang der Anzeige be- 
anstanden. Die Beanstandung ist nur zu- 
lässig, wenn 

a) unverändert 
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b) die vcrtraglidien Leistungen des Pächters 
in einem groben Miß Verhältnis 
zu den Leistungen stehen, d i e 
nach dem zu erzielenden Er- 
trage angemessen wären, 

c) die Verpachtung eine unwirtschaft- 
liche Aufteilung eines Grundstückes oder 
andere erhebliche Nachteile für die 
Landeskultur zur Folge haben oder 

d) die Verpachtung zu einer ungesunden Ver- 
teilung der Bodennutzung führen würde. 

(2) In dem Beanstandungsbescheid sind die 
Vertragsteile aufzufordern, den Vertrag bis 
zu einem bestimmten Zeitpunkt, der minde- 
stens sechs Wochen nach Zustellung des Be- 
scheides liegen soll, aufzuheben oder in be- 
stimmter Weise zu ändern. 

(3) Kommen die Vertragsteile der Auffor- 
derung nicht nach, so gilt der Vertrag mit Ab- 
lauf der Frist als aufgehoben, sofern nicht 
einer der Vertragsteile binnen der Frist einen 
Antrag auf gerichtliche Entscheidung stellt. 
Das Gericht kann entweder den Vertrag auf- 
heben oder feststellen, daß er nicht zu bean- 
standen ist. 
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b) die vertraglichen Leistungen des Pächters 
nicht in einem angemessenen Verhältnis 
zu dem Ertrage stehen, der bei ordnungs- 
gemäßer Bewirtschaftung nachhaltig zu 
erzielen ist, 

c) die Verpachtung eine volkswirtschaftlich 
oder betriebswirtschaftlich schädliche Auf- 
teilung eines Betriebes oder Grundstückes 
oder sonst erhebliche Nachteile für die 
Landeskultur zur Folge haben oder 

d) unverändert 

(2) In dem Beanstandungsbescheid sind die 
Vertragsteile aufzufordern, den Vertrag bis 
zu einem bestimmten Zeitpunkt, der min- 
destens vier Wochen nach Zustellung des 
Bescheides liegen soll, aufzuheben oder in be- 
stimmter Weise zu ändern. 

(3) unverändert 


S 6 

Andere behördliche Genehmigungen 
siehe Absatz 2 


(1) Landpachtverträge bedürfen vorbehalt- 
lich des § 19 Abs, 3 keiner behördlichen Ge- 
nehmigung. Unberührt bleiben jedoch die Vor- 
schriften über eine vormundschaftsgerichtliche 
Genehmigung. 


(2) Die Vorschriften über die Preisbildung 
finden auf Landpachtverträge keine An- 
wendung. 


S 6 

Preisbildung und Genehmigungen 

(1) Die Vorschriften über die Preisbildung 
finden auf Landpachtverträge keine Anwen- 
dung. 

(2) Landpachtverträge bedürfen vorbehalt- 
lich des § 19 Abs. 3 keiner behördlichen Ge- 
nehmigung. Unberührt bleiben jedoch die 
Vorschriften über eine vormundschafts- 
gerichtliche Genehmigung sowie über Ge- 
nehmigungen nach den Währungs- und 
Devisengesetzen. 

siehe Absatz 1 


(3) Eine Vereinbarung, daß als Pacht eine 
bestimmte Menge landwirtschaftlicher Er- 
zeugnisse zu liefern ist, ist nur zulässig, wenn 
diese Menge aus dem verpachteten Grund- 
stück gewonnen werden kann. 
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S 7 


Änderung von Landpaditverträgen 


(1) Tritt während des Laufes eines Land- 
paditvertrages eine wesentliche Änderung der- 
jenigen Verhältnisse ein, die für die Fest- 
setzung des Vertragsinhaltes maßgebend 
waren, und sind infolgedessen die gegenseiti- 
gen Verpflichtungen der Vertragsteile unter 
Berücksichtigung der ganzen Vertragsdauer in 
ein grobes Mißverhältnis geraten, so kann 
jeder Vertragsteil die gerichtlidie Änderung 
des Vertragsinhaltes mit Ausnahme der Pacht- 
dauer beantragen. 

(2) Der Antrag auf Änderung kann nicht 
vor Ablauf des zweiten auf den Abschluß 
des Vertrages folgenden Pacht jahres 
gestellt werden. Bei anzeigepflichtigen, aber 
nicht fristgemäß angezeigten Verträgen kann 
das Gericht den Antrag ohne weitere Prüfung 
äblehnen, wenn Ihn der Verpächter gestellt 
hat. Die Änderung darf für keine frühere Zeit 
als für das Pachtjahr angeordnet werden, in 
dem der Antrag gestellt worden ist. 


S 8 

Verlängerung von Landpachtverträgen 

(1) Das Gericht kann bei Landpachtverträ- 
gen auf Antrag eines Vertragsteiles 

a) eine Kündigung für unwirksam erklären 
und, soweit erforderlich, die Dauer des 
Vertrages auf angemessene Zeit festsetzen, 

b) einen ohne Kündigung fristgemäß ab- 
laufenden Vertrag auf angemessene Zeit 
verlängern, 

c) einen aus einem anderen Grunde abge- 
laufenen Vertrag wieder in Kraft setzen 
und seine Dauer auf angemessene Zeit fest- 
setzen, 

wenn die Verlängerung dringend geboten er- 
scheint und bei Abwägung der Interessen der 
Vertragstelle die Gründe für eine Verlänge- 
rung überwiegen. 


Änderung von Landpachtverträgen 
(1) unverändert 


(2) Der Antrag auf Änderung kann nicht 
vor Ablauf des zweiten auf den Antritt der 
Pacht folgenden Pachtjahres gestellt werden; 
haben verwüstende Naturereignisse, gegen 
die ein Versicherungsschutz nicht üblich ist, 
die maßgebenden Verhältnisse grundlegend 
und nachhaltig geändert, so kann der Antrag 
schon vor Ablauf dieser Frist gestellt werden. 
Bei anzeigepflichtigen, aber nicht fristgemäß 
angezeigten Verträgen kann das Gericht den 
Antrag ohne weitere Prüfung ablehnen, 
wenn ihn der Verpächter gestellt hat. Die 
Änderung darf für keine frühere Zeit als für 
das Pachtjahr angeordnet werden, in dem der 
Antrag gestellt ist. 


S 8 

Verlängerung von Landpachtverträgen 

(1) Das Gericht kann bei Landpachtverträ- 
gen auf Antrag eines Vertragsteiles 

a) eine Kündigung für unwirksam erklären 
und, soweit erforderlich, die Dauer des 
Vertrages auf angemessene Zelt festsetzen, 

b) einen ohne Kündigung fristgemäß ab- 
laufenden Vertrag auf angemessene Zelt 
verlängern, 

c) einen aus einem anderen Grunde abge- 
laufenen Vertrag wieder in Kraft setzen 
und seine Dauer auf angemessene Zeit fest- 
setzen, 

wenn die Verlängerung dringend geboten er- 
scheint und bei Abwägung der Interessen der 
Vertragsteile die Gründe für eine Verlänge- 
rung überwiegen. Das Gericht soll insbeson- 
dere In Betracht ziehen, ob die wirtschaft- 
liche Lebensgrundlage eines Vertragsteiles 
von dem Fortbestehen oder von der Beendi- 
gung des Pachtverhältnisses abhängt und ob 
bei dessen Verlängerung eine bessere Bewirt- 


9 



Entwurf 


Die Verlängerung des Vertrages kann auf 
einen Teil des Pachtgegenstandes beschränkt 
werden. 

(2) Das Gericht kann bei Landpachtver- 
trägen, die fristgemäß angezeigt sind oder an- 
gezeigten Verträgen gleichstehen, eine Anord- 
nung nach Absatz 1 nicht treffen 

a) wenn es sich um ein langfristige s Pacht- 
verhältnis handelt, 

b) wenn es sich um einen nicht 
langfristigen Pachtvertrag 
über Grundbesitz handelt, 
der von dem Verpächter oder 
seinem Rechtsnachfolger nur 
vorübergehend nicht persön- 
lich bewirtschaftet werden 
konnte oder sollte. 


(3) Ein Antrag nach Absatz 1 ist nur dann 
zulässig, wenn er 

a) im Falle der Kündigung spätestens zwei 
Monate nach Zugang der Kündigung, 

b) im Falle des fristgemäßen Vertragsablaufs 
spätestens ein Jahr vor Ablauf der Pacht 
oder, falls die Pachtdauer ein Jahr oder 
weniger beträgt, zwei Monate vor Ablauf 
der Pacht, 

c) im Falle des Vertragsablaufs aus anderem 
Grunde spätestens zwei Monate nach dem 
Eintritt dieses Grundes 

bei dem Gericht eingeht. Das Gericht kann 
den Antrag nachträglich zulassen, wenn es zur 
Vermeidung einer unbilligen Härte geboten 
erscheint und der Vertrag noch nicht abgelau- 
fen ist. Die nachträgliche Zulassung kann nur 
zusammen mit der Hauptsache angefochten 
werden. 

§ 9 

Vorzeitige Kündigung von Landpachtverträgen 
Soweit die Vertragsteile aus besonderem 
vertraglichen, aus gesetzlichem oder aus wich- 
tigem Grunde zur vorzeitigen Kündigung eines 
Landpachtvertrages berechtigt sind, steht ihnen 
dieses Recht auch nach Verlängerung oder 
Änderung des Vertrages zu. Im Streitfall ent- 
scheidet auch über die Zulässigkeit oder Wirk- 
samkeit einer derartigen Kündigung das nach 
§ 8 zuständige Gericht. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

sdiaftung der Pachtflädic zu erwarten ist 
als bei der Auflösung. Die Verlängerung des 
Vertrages kann auf einen Teil des Pacht- 
gegenstandes beschränkt werden. 

(2) Das Gericht kanri bei Landpachtver- 
trägen, die fristgemäß angezeigt sind oder an- 
gezeigten Verträgen gleichstehen, eine Anord- 
nung nach Absatz 1 nicht treffen 

a) wenn es sich um einen langfristigen 
Pachtvertrag handelt, 

b) wenn bisher vom Verpäditcr persönlich 
bewirtschafteter Grundbesitz vorüber- 
gehend verpachtet worden ist. Eine vor- 
übergehende Verpachtung liegt auch dann 
vor, wenn das Pachtverhältnis über die 
vereinbarte Pachtdauer hinaus mit dem 
Pächter oder seinem gesetzlichen oder 
vertraglichen Rechtsnachfolger fortgesetzt 
wird, oder wenn der Grundbesitz nadi 
einer früheren Verpachtung wieder per- 
sönlich bewirtschaftet war. 

(3) unverändert 


S 9 

Vorzeitige Kündigung von Landpachtverträgen 
Soweit die Vertragsteile aus besonderem 
vertraglichen, aus gesetzlichem oder aus 
wichtigem Grunde zur vorzeitigen Kündi- 
gung eines Landpachtvertrages berechtigt 
sind, steht ihnen dieses Recht auch nach Ver- 
längerung oder Änderung des Vertrages zu. 
Im Streitfall entscheidet (das nach § 8 zustän- 
dige Gericht auch über die Zulässigkeit oder 
Wirksamkeit einer derartigen Kündigung. 
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§10 

Unabdingbarkeit 

(1) Auf das Recht, die Änderung eines 
Landpachtvertrages {% 7) zu beantragen, kann 
nidit verzichtet werden. 

(2) Auf das Redit, die Verlängerung eines 
Landpachtvertrages (§ 8) zu beantragen, kann 
nur verzichtet werden, wenn 

a) der Verzicht in einem lang- 
fristigen Pachtvertrag er- 
klärt und der Vertrag ange- 
zeigt wird, oder 

b) der Verzicht zur Beilegung eines Pacht- 
streites vor Gericht oder vor einer berufs- 
ständischen Pacht s c h i e d s stelle erklärt 
wird. 

(3) Eine Vereinbarung, daß über die Ände- 
rung oder Verlängerung eines Landpachtver- 
trages (§§ 7, 8) eine andere Stelle als das Ge- 
richt entscheiden soll, ist unwirksam. 

(4) Eine Vereinbarung, daß einem Vertrags- 
teil besondere Nachteile oder besondere Vor- 
teile erwachsen sollen, wenn er die Rechte nach 
den §§ 7, 8 ausübt oder nicht ausübt, ist un- 
wirksam. 

§ 11 

Anordnung des Gerichts 

(1) Auf Antrag eines Vertragsteiles kann 
das Gericht Anordnungen über die Abwick- 
lung eines aufgehobenen (§ 5 Absatz 3), eines 
teilweise beendeten (§ 8 Absatz 1 Satz 2 ) oder 
eines vorzeitig beendeten (§ 9) Landpachtver- 
trages treffen. Wird die Verlängerung eines 
Landpachtvertrages auf einen Teil des Pacht- 
gegenstandes beschränkt, so kann das Gericht 
den Pachtzins für diesen Teil festsetzen. 

(2) Der Inhalt von Anordnungen des Ge- 
richts in den Fällen des Absatzes 1 und der 
§§ 7, 8 gilt unter den Vertragsteilen als Ver- 
tragsinhalt. 

§ 12 

Ordnungsmaßnahmen 

(1) Der Verpächter hat auf Verlangen der 
zuständigen Behörde einen nicht frist- 
gemäß angezeigten Landpachtvertrag vor- 
zulegen. Wird der Vertrag vorgelegt, so findet 
§5 entsprechende Anwendung. 
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§ 10 

Unabdingbarkeit 
(1) unverändert 


(2) Auf das Recht, die Verlängerung eines 
Landpachtvertrages (§ 8) zu beantragen, 

kann nur verzichtet werden, wenn der Ver- 
zicht zur Beilegung eines Pachtstreites vor 
Gericht oder vor einer berufsständischen 
Pachtschlichtungsstelle erklärt wird. 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


§ 11 

Anordnung des Gerichts 

(1) Auf Antrag eines Vertragsteiles kann 
das Gericht Anordnungen über die Abwick- 
lung eines aufgehobenen (% 5 Absatz 3), eines 
teilweise beendeten (§ 8 Absatz 1 Satz 3) oder 
eines vorzeitig beendeten (§ 9) Landpachtver- 
trages treffen. Wird die Verlängerung eines 
Landpachtvertrages auf einen Teil des Pacht- 
gegenstandes beschränkt, so kann das Ge- 
richt den Pachtzins für diesen Teil festsetzen. 

(2) Der Inhalt von Anordnungen des Ge- 
richts in den Fällen des Absatzes 1, der §§ 7, 
.8, 12 Absatz 1 Satz 2 und des § 14 gilt unter 
den Vertragsteilen als Vertragsinhalt. 

§ 12 

Ordnungsmaßnahmen 

(1) Der Verpächter hat auf Verlangen der 
Landwirtschaftsbehörde einen nicht ange- 
zeigten Landpachtvertrag vorzulegen oder 
ihn im Falle eines mündlichen Vertragsab- 
schlusses inhaltlich mitzuteilen. Wird der 
Vertrag vorgelegt oder sein Inhalt mitgeteilt, 
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(2) Kommt der Verpächter der Auffor- 
derung nicht nach, so kann auf Antrag der 
zuständigen Behörde das Geridit Ord- 
nungsstrafen, auch wiederholt, verhängen. Die 
Ordnungsstrafe muß, bevor sie festgesetzt 
wird, angedroht werden. Die einzelne Strafe 
darf den Betrag von eintausend Deutsche 
Mark nicht übersteigen. 

(3) In der gleichen Weise können Ordnungs- 
strafen bis zu derselben Höhe verhängt wer- 
den, wenn nach Aufhebung eines Vertrages 
(§ 5 Absatz 3) ein Vertragsteil den Besitz des 
Grundstückes erwirbt oder behält oder über- 
läßt oder beläßt. 
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so findet § 5 Anwendung; jedoch kann das 
Gericht, wenn es eine auf § 5 Absatz 1 
Buchst, b) gestützte Beanstandung für be- 
gründet erachtet, den Vertrag insoweit 
ändern, statt ihn aufzuheben. Satz 1 und 2 
gelten auch für Änderungen von Landpacht- 
verträgen (S 3 Absatz 1 Satz 2). 

(2) Kommt der Verpächter der in Absatz 1 
bezeichneten Verpflichtung nicht nach, so 
kann auf Antrag der Landwirtschaftsbehörde 
das Gericht Ordnungsstrafen, auch wieder- 
holt, verhängen. Die Ordnungsstrafe muß, 
bevor sie festgesetzt wird, angedroht werden. 
Die einzelne Strafe darf den Betrag von ein- 
tausend Deutsche Mark nicht übersteigen. 

(3) In der gleichen Weise können Ord- 
nungsstrafen bis zu derselben Höhe verhängt 
werden, wenn nach Aufhebung eines Ver- 
trages (§ 5 Absatz 3 und § 16 Absatz 3 
Satz 4) ein Vertragstell den Besitz des Grund- 
stückes erwirbt oder behält oder überläßt 
oder beläßt. 


Abschnitt II 


Abschnitt II 


§ 13 

Alte langfristige Landpachtverträge 

B c i Landpachtverträg e n , die vor dem 
21. Juni 1948 abgeschlossen worden sind, 
findet § 8 Absatz 2 Buchst, a bis zum 
3 1. Dezember 1953 keine Anwendung. 


§ 13 


Alte langfristige Landpachtverträge 

Landpachtverträge, die vor dem 21. Juni 
1948 abgeschlossen sind, gelten als lang- 
fristige Landpachtverträge, wenn die Pacht- 
dauer die in § 2 bestimmte Zeit erreicht hat. 
Wird die Verlängerung derartiger Landpacht- 
verträge beantragt, so findet § 8 Absatz 2 
Buchst, a keine Anwendung, wenn in den 
Fällen des § 8 Absatz 3 Buchst, a und c der 
Beginn der Antragsfristen vor dem 1. Januar 
1955 liegt und in den Fällen des § 8 Absatz 3 
Buchst, b der Vertrag fristgemäß im Jahre 
1955 abläuft. 


§ 14 


Übergangsbestimmungen für 
Landpachtverträge auf unbestimmte Zeit 


Die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes auf 
unbestimmte Zeit laufen den Landpachtver- 
träge laufen mit dem Ende des 
im Jahre 1953 endenden Pacht- 
jahres ab, falls die Vertragsteile 
keine Vereinbarung über ein kalendermäßig 
bestimmtes Ende der Pacht treffen oder 


§ 14 

Alte Landpachtverträge auf unbestimmte Zeit 

Bei Landpachtverträgen, die beim Inkraft- 
treten dieses Gesetzes auf unbestimmte Zeit 
laufen, kann das Gericht auf Antrag des 
Pächters die Pachtdauer unter Abwägung 
der Interessen der Vertragsteile auf ange- 
messene Zeit festsetzen. Der Antrag kann nur 
bis zum Ende des im Jahre 1954 endenden 
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das Gericht nicht nach % S die 
Pachtdauer festsetzt. 


S 15 

Anhängige Pachtschutzsachen 

(1) Für die beim Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes anhängigen Sachen nach der Reichs- 
pachtschutzordnung (RPO) vom 30. Juli 1940 
(RGBl. I S. 1065) gilt folgendes: 

a) für Pachtschutzsachen nach §§ 3, 5 RPO 
gelten die Vorschriften der §§ 8, 7 dieses 
Gesetzes; 

h) einer nach § 4 RPO beantragten Zustim- 
mung bedarf es nicht mehr; 
c) Verfahren nach § 6 RPO werden nach den 
bisher geltenden Vorschriften zu Ende ge- 
führt. 

(2) Antragsfristen des § 21 RPO sowie des 
§ 41 der Verfahrensordnung für Landwirt- 
schaftssachen vom 2. Dezember 1947 (VOBl. 
BZ. S. 157), die beim Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes noch laufen, sind gewahrt, wenn die 
Anträge 

a) in den den Buchstaben a und c des § 8 
Absatz 3 dieses Gesetzes entsprechenden 
Fällen spätestens zwei Monate nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes, 

b) in den dem Buchstaben b des § 8 Absatz 3 
dieses Gesetzes entsprechenden Fällen spä- 

♦ testens ein halbes Jahr vor Ablauf der 
Pacht, oder, falls die Pachtdauer ein Jahr 
oder weniger beträgt, zwei Monate vor 
Ablauf der Pacht 

bei dem Gericht eingehen. § 8 Absatz 3 
Satz 2, 3 findet Anwendung. 

§ 16 

Anhängige Genehmigungsverfahren 

(1) Artikel VI des Kontrollratsgesetzes 
Nr. 45 und die zu seiner Ergänzung und 
Durchführung ergangenen Vorschriften sind 
auf Landpachtverträge nicht mehr anzu- 
wenden. 
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Pachtjahres gestellt werden. Wenn nicht bis 
dahin der Pächter einen Antrag nach Satz 1 
stellt oder der Verpächter den Vertrag 
kündigt oder die Vertragsteile eine Verein- 
barung über ein kalendermäßig bestimmtes 
Ende der Pacht treffen, so kann der Pacht- 
vertrag erst für das Ende des im Jahre 1957 
endenden Pachtjahres mit einjähriger Frist 
gekündigt werden. § 9 bleibt unberührt. 

S 15 

Anhängige Pachtschutzsachen 

(1) Für die beim Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes anhängigen Sachen nach der Reichs- 
pachtschutzordnung (RPO) vom 30. Juli 1940 
(RGBl. I S. 1065) gilt folgendes: 

a) für Pachtschutzsachen nach §*5 3, 5 RPO 
gelten die Vorschriften der §§ 8, 7 in Ver- 
bindung mit § 13 dieses Gesetzes; 

b) unverändert 

c) unverändert 


(2) unverändert 


§ 16 

Anhängige Genehmigungsverfahren 
(1) entfällt 
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(2) Landpachtverträge, für die bis zum In- 
krafttreten dieses Gesetzes eine Genehmigung 
nach den bisherigen Vorschriften über den 
Grundstücksverkehr entweder nicht erforder- 
lich war oder erteilt worden ist, stehen mit 
Wirkung von ihrem Abschluß an angezeigten 
Verträgen gleich. 

(3) Anträge auf Genehmigung eines Land- 

pachtvertrages gelten als Anzeigen nach § 3. 
Die Beanstandung des Vertrages ist nur bis 
zum zulässig. Eine beim Inkraft- 

treten dieses Gesetzes noch nicht rechtskräftige 
Versagung der Genehmigung gilt als Bean- 
standung. Schwebt ein gerichtliches Verfahren, 
in dem über die Genehmigung zu entscheiden 
ist, so gilt das Verfahren in der Lage, in der 
es sich befindet, als ein Verfahren auf ge- 
richtliche Entscheidung nach § 5 Absatz 3; für 
die Entscheidung ist § 5 Absatz 1 maßgebend. 
Ist gegen die Versagung der Genehmigung 
noch kein Rechtsmittel eingelegt, so gilt der 
Vertrag als aufgehoben, wenn nicht bis zum 
. . . . . . die Entscheidung des Gerichts nach 
§ 5 Absatz 3 beantragt wird. 

(4) Landpachtverträge, für die eine bis zum 
Inkrafttreten dieses Gesetzes nach den bis- 
herigen Vorschriften über den Grundstüdes- 
verkehr erforderliche Genehmigung nicht be- 
antragt worden ist, sind, soweit sie nadi die- 
sem Gesetz anzuzeigen wären, vom Verpäch- 
ter bis zum 31. Dezember 1953 der zustän- 
digen Behörde anzuzeigen; § 12 findet ent- 
sprechende Anwendung. 

§ 17 

Verfahren 

Bis zum Erlaß einer bundesgesetzlichen Ver- 
fahrensordnung für Landwirtschaftssachen 
sind für das Verfahren der zuständigen Be- 
hörde und des Gericht s die bisher in den 
Ländern geltenden Verfahrens Vorschrif- 
ten in Genehmigungs- und Pachtschutzsachen 
entsprechend anzuwenden. Die Länder können 
diese Vorschriften insoweit ändern, als dies 
durch die Vorschriften dieses Gesetzes, ins- 
besondere dadurch notwendig wird, daß an 
die Stelle des Genehmigungsverfahrens das 
Anzeigeverfahren bei Landpachtverträgen ge- 
treten Ist. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

(2) unverändert 


(3) Anträge auf Genehmigung eines Land- 
pachtvertrages gelten als Anzeigen nach § 3. 
Die Beanstandung des Vertrages ist nur bis 
zum 1. Juni 1952 zulässig. Eine beim Inkraft- 
treten dieses Gesetzes noch nicht rechts- 
kräftige Versagung der Genehmigung gilt als 
Beanstandung. Schwebt ein gerichtlidies Ver- 
fahren, in dem über die Genehmigung zu 
entscheiden ist, so gilt das Verfahren in der 
Lage, in der es sidi befindet, als ein Ver- 
fahren auf gerichtliche Entscheidung nach § 5 
Absatz 3; für die Entscheidung ist § 5 Ab- 
satz 1 maßgebend. Ist gegen die Versagung 
der Genehmigung noch kein Rechtsmittel 
eingelegt, so gilt der Vertrag als aufgehoben, 
wenn nicht bis zum 1. Juni 1952 die Ent- 
scheidung des Gerichts nach § 5 Absatz 3 
beantragt wird. 

(4) unverändert 


§ 17 

Verfahren 

Bis zum Erlaß einer bundesgesetzlichen 
V erfahrensordnung für Landwirtschafts- 
sachen sind für die Einrichtung und das Ver- 
fahren der zuständigen Behörden und Ge- 
richte die bisher in den Ländern geltenden 
Vorschriften in Genehmigungs- und Pacht- 
schutzsachen entsprechend anzuwenden. Die 
Länder können diese Vorschriften insoweit 
ändern, als dies durch die Vorschriften dieses 
Gesetzes, insbesondere dadurch notwendig 
wird, daß an die Stelle des Genehmigungs- 
verfahrens das Anzeigeverfahren bei Land- 
pachtverträgen getreten Ist. Für die Über- 
prüfung auf Grund der Anzeige (% 3) wer- 
den keine Gebühren erhoben. Für den Fall 
der gerichtlichen Entscheidung nach § 5 Ab- 
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§ 18 

Ergänzende Vorschriften der Länder 

(1) Die Länder können den Vorsdiriften 
dieses Gesetzes entsprechende Bestimmungen 
für Fischereipachtverträge und für Verträge 
über die Pacht von Fischereirechten und 
Weideberechtigungen treffen. 

(2) Die Länder können Vorschriften 
über den Inhalt von Fleuerlingsver- 
träge n unter Wahrung des Zu- 
sammenhanges zwischen Ar- 
beits- und Pachtverhältnis er- 
lassen. 


§ 19 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 

in Kraft. 

(2) Entgegenstehende Vorschriften, insbe- 
sondere die Reichspachtschutzordnung, treten 
vorbehaltlich des Absatzes 3 und des § 15 Ab- 
satz 1 und § 17 außer Kraft. 


(3) Aufrechterhalten bleiben 


a) die Vorschriften der Bodenreform- und 
Siedlungsgesetze der Länder über die Ge- 
nehmigung von Verpachtungen, 

b) das Bayerische Almgesetz vom 28. April 
1932 (GVBl. S. 237). 

Nach diesen Vorschriften genehmigte 
Pachtverträge stehen angezeigten Pachtver- 
trägen gleich. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

Satz 3 werden Geriditsgebühren nidit er- 
hoben, wenn das Gericht feststellt, daß der 
Vertrag nidit zu beanstanden ist. 

§ 18 

Ergänzende Vorschriften der Länder 

(1) Die Länder können den Vorschriften 
dieses Gesetzes entsprechende Bestimmungen 
für Fischereipachtverträge und für Verträge 
über die Pacht von Fischereirechten treffen. 

(2) Die Länder können bestimmen, in wel- 
dier Form Fleuerlingsverträge abzuschließen 
sind und weldie Gegenstände in ihnen ge- 
regelt werden müssen. 

§18a 

Erstredcung des Gesetzes auf Berlin 

Dieses Gesetz gilt audi im Lande Berlin, 
sobald das Land Berlin gemäß Artikel 87 
Absatz 2 seiner Verfassung die Anwendung 
dieses Gesetzes beschließt. 

§ 19 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. April 1952 
in Kraft. 

(2) Entgegenstehende Vorschriften, insbe- 
sondere die Reichspachtschutzordnung, Ar- 
tikel VII Absatz 21 Buchst, c und f der Ver- 
ordnung Nr. 84 der britischen Militärregie- 
rung sowie die zur Durchführung des Ar- 
tikels VI des Kontrollratsgesetzes Nr. 45 er- 
gangenen Vorschriften cler Länder treten 
vorbehaltlich des Absatzes 3 und des § 15 
Absatz 1 und § 17 außer Kraft, 

(3) Aufrechterhalten bleiben 

a) bis zum Ablauf eines Jahres nach dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes die Vorschrif- 
ten der Reichspachtschutzordnung für die 
Fischerei- und Jagdpacht, 

b) die Vorschriften der Bodenreform- und 
Siedlungsgesetzc der I.ander über die Ge- 
nehmigung von Verpachtungen, 

c) das Bayerische Almgesetz vom 28. April 
1932 (GVBl. S. 237). 

Nach den Vorschriften zu Buchst, b und c ge- 
nehmigte Pachtverträge stehen angezeigten 
Pachtverträgen gleich. 
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